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Präambel
Die Gemeinde Frasdorf erlässt aufgrund des § 10 in Verbindung mit den §§ 1, 1a, 2, 3, 4, 8, 9, 13 und 13a des 
Baugesetzbuches (BauGB), des § 11 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG), der Art. 5, 6, 7 und 81 der 
Bayerischen Bauordnung (BayBO), des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) und der 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) die 2. Änderung des Bebauungsplans 
"Gewerbegebiet Frasdorf-Daxa".

Im Rahmen des räumlichen Geltungsbereichs der 2. Änderung verdrängt diese, in Bezug auf die Planzeichnung 
und die von ihr berührten Festsetzungen, den Bebauungsplan "Gewerbegebiet Frasdorf-Daxa" inklusive all 
seiner bisherigen Änderungen. Im Übrigen bleiben die Festsetzungen des Bebauungsplans  "Gewerbegebiet 
Frasdorf-Daxa" unberührt.

A) Planzeichnung M 1:1.000    N
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(1)

B) Festsetzung durch Text und Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der Änderung

§ 1 Allgemeines

§ 2 Art der baulichen Nutzung

§ 3 Maß der baulichen Nutzung

§ 4 Höhenentwicklung

§ 5 Baugrenzen
Baugrenze

Maximal zulässige Grundflächenzahl "GRZ" gemäß Planeinschrieb (z.B. 0,4)GRZ  0,4

Maximal zulässige absolute Oberkante der Wandhöhe in Metern über Normalhöhen-Null im 
DHHN2016 (z.B. Oberkante Wandhöhe 552,0 m ü. NHN). 
Die Oberkante der Wandhöhe ist der gedachte Schnittpunkt der Oberkante der Dachhaut mit 
der Ebene der Außenkante der Außenwand an der Traufseite des Daches.

(3)

(1)

Abgrenzung unterschiedlicher Höhenentwicklung

(2) Die gem. § 3 (1) zulässige GRZ darf für Anlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO (Nebenanlagen, 
Garagen mit ihren Zufahrten und Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche) um maximal 0,4 
überschritten werden. Die maximal zulässige GRZ für Anlagen gem. § 19 Abs. 2 und Abs. 4 
BauNVO beträgt damit insgesamt 0,8.

Weitere Überschreitungen gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO sind nicht zulässig.

(1) Das Baugebiet GE wird als Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO festgesetzt. 

(5) Die nach § 8 Abs. 2 BauNVO zulässigen Nutzungen Nr. 3 (Tankstellen) und Nr. 4 (Anlagen für 
sportliche Zwecke) sowie die nach § 8 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
Nr. 2 (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke) und Nr. 3 
(Vergnügungsstätten) sind unzulässig.

Von § 2 Abs. 2 ausgenommen sind Logistikbetriebe. (4)

GE

(2) Im Baugebiet sind folgende Arten der baulichen Nutzung zulässig:
- Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 
  (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO) und
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO).

Abweichend von § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO kann je Gewerbebetrieb eine Wohneinheit für 
Aufsichts- und Bereitschaftspersonen oder für Betriebsinhaber oder Betriebsleiter, die dem 
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Geschossfläche 
untergeordnet ist und den Nachweis führt, dass gesunde Wohn- und Lebensverhältnissen 
sichergestellt sind, ausnahmsweise zugelassen werden.

(3)

(6) Im Baugebiet sind die nach § 8 Abs. 2 BauNVO zulässigen Einzelhandelsbetriebe generell 
ausgeschlossen.

Abweichend von § 2 Abs. 6 können Einzelhandelsbetriebe ausnahmsweise zugelassen werden 
soweit sie in unmittelbarem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit dem dort 
ansässigen Gewerbebetrieb stehen und ein diesem deutlich untergeordneten Flächenbedarf 
haben oder der Nahversorgung der im Gewerbegebiet Beschäftigten mit Gütern des täglichen 
Bedarfs dienen.

(7)

Abgrenzung unterschiedlicher Art und Maß der Nutzung

Maximal zulässiger, oberster Gebäudepunkt (OGP) in Metern über Normal Null gem. 
Planeinschrieb (z.B. Oberster Gebäudepunkt 555,5 m über Normal Null).
Der maximal zulässige, oberste Gebäudepunkt ist der absolut höchstzulässige Punkt des 
jeweiligen Gebäudes einschließlich Dach (z.B. First) und Dachaufbauten (z.B. 
Aufzugsüberfahrten, Treppenhäuser, Antennen, Solaranlagen, Kamine, Entlüftungen, Geländer 
u.ä.). 

(3)

(2) OGP 555,5



§ 6 Abstandsflächen
Von den in Art. 6 Abs. 5 Satz 2 BayBO ermöglichten abweichenden Regelungen zur 
Abstandsflächentiefe durch den Bebauungsplan wird kein Gebrauch gemacht.

§ 7 Nebenanlagen 

§ 10 Erschließung 

§ 8 Dächer

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen

Zulässig sind innerhalb dieser Flächen:
- Garagen, Carports und sonstige Nebenanlagen,
- dauerhafte Lagerplätze, Container-Stellplätze und Ähnliches sowie
- Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut
  wird (z.B. Keller, Tiefgaragen und Ähnliches).

Dachflächen größer 50 m² sind ausschließlich als Satteldächer zu mit einem Neigungswinkel 
von 18° bis 25° zulässig. Der First des Hauptgebäudes ist parallel der längeren Seite des 
Hauptbaukörpers auszurichten.

(1)

Antennen- und Satellitenanlagen sind ausschließlich auf den Dächern zulässig.(4)

Dachaufbauten, wie z.B. technische Aufbauten, Kamine, Entlüftungen, Dachausstiege, 
Antennen und Satellitenempfangsanlagen, sind nur bis zu einer Grundfläche von insgesamt 
maximal 30 % der jeweiligen Dachfläche zulässig.
Ihr höchster Punkt darf maximal 3,0 m über der realisierten Dachfläche, jedoch höchstens bis 
zur Höhe des festgesetzten, obersten Gebäudepunkts, liegen.
Dachaufbauten sind, unabhängig ihrer Höhe, um das Maß ihrer Höhe von der Gebäude- 
außenkante zurückzusetzen. 

(5)

Als Dacheindeckung sind bei Dächern über 50 m² ausschließlich Dachziegel oder Dachsteine 
sowie Blechdächer, jeweils in den Farben rot, braun oder anthrazit, sowie daraus sich 
ergebende Mischfarben, zulässig.

(6)

Glänzende oder reflektierende Dacheindeckungen sind unzulässig. Davon ausgenommen sind 
Solaranlagen und Kupferdächer.

(7)

(8) Abweichend von § 8 (6) sind auf flach geneigten Dächern nach § 8 (2) auch nicht glänzende 
Metalleindeckungen in ziegelroten, rotbraunen oder grauen Farbton oder die Ausgestaltung als 
Gründach nach § 8 (9) zulässig.

(9) Die zulässigen Flachdächer nach § 8 (2) sind als Gründach auszuführen und entsprechend zu 
begrünen. Dabei ist auf der Dachfläche eine durchwurzelbare Substratschicht von mind. 10 cm 
aufzubringen.

Abweichend von § 8 (2) sind Dachflächen ab einer Wandhöhe von 549m ü. NHN profilgleich 
wie das Dach des Hauptgebäudes zu errichten.

(3)

§ 9 Solar- und Photovoltaikanlagen
Solar- und Photovoltaikanlagen sind im Neigungswinkel der Dachhaut oder integriert in die 
Fassade sowie als Balkonkraftwerk zulässig. Sie sind als gleichmäßige, rechteckige Flächen zu 
errichten. Ein Abstand zur Dachhaut oder Fassade ist nur im Rahmen des konstruktiv 
Notwendigen zulässig.

(1)

Abweichend von § 9 (2) sind auf den zulässigen Flachdächern auch aufgeständerte Solar- oder 
Photovoltaikanlagen zulässig. Sie müssen um ihre Höhe über der Attika, jedoch um mind. 1,0 m 
von der Attikaaußenkante, zurücktreten. Auch bei aufgeständerten Anlagen sind die 
Flachdachflächen als Gründach nach § 8 (5) auszuführen.

(2)

Gebäudeunabhängige Solar- und Photovoltaikanlagen sind nicht zulässig.(3)

(2) Abweichend von § 8 (1) ein untergeordnetes Gebäude oder Gebäudeteil mit Flachdach, flach 
geneigtem Dach zulässig, Walmdach und Zeltdach, wenn die Grundfläche des untergeordneten 
Gebäudes oder Gebäudeteils ein Drittel der Grundfläche des Hauptgebäudes nicht 
überschreitet.



Bemaßung in Metern (z.B. 12,0 m)12(6)

§ 13 Verhältnis zum Ur-Bebauungsplan

Sämtliche Festsetzungen durch Planzeichen des Ur-Bebauungsplans "Gewerbegebiet Frasdorf 
- Daxa" sowie die textlichen Festsetzungen des Ur-Bebauungsplans zu Nummer 1, 2, 3.10 und 
4 werden im Rahmen der gegenständlichen Bebauungsplanänderung, innerhalb des 
Geltungsbereichs verdrängt.

§ 10 Erschließung 

(5)

(1)

(4)

Flurstücksgrenze und Flurstücksnummer1482/5

Höhenschichtlinie in 0,5 Metern541

D) Hinweise durch Text und Planzeichen

D.1 Hinweise durch Planzeichen

~ 1.026 m² Größe des Baugrundstücks

(2) Bestehende Baukörper mit Nebenanlage und HausNr.

(3) Vorgeschlagener Baukörper mit Nebenanlage und etwa möglicher Wandhöhe (z.B 10,0m)

8

Abweichend von § 9 (2) sind auf den zulässigen Flachdächern auch aufgeständerte Solar- oder 
Photovoltaikanlagen zulässig. Sie müssen um ihre Höhe über der Attika, jedoch um mind. 1,0 m 
von der Attikaaußenkante, zurücktreten. Auch bei aufgeständerten Anlagen sind die 
Flachdachflächen als Gründach nach § 8 (5) auszuführen.

Gebäudeunabhängige Solar- und Photovoltaikanlagen sind nicht zulässig.(3)

Straßenbegrenzungslinie

(1)

(2)

Öffentliche Straßenverkehrsfläche

Werbeanlagen sind nur in Form von Firmenlogos und Firmennamen und nur am Ort der 
Leistung zulässig. Fensterflächen sind von Werbeanlagen freizuhalten.

(1)

§ 11  Werbeanlagen

Lichtwerbung ist nur in konstanter Lichtgebung und blendfreier Anordnung zulässig. 
Werbeanlagen in Form von laufenden Schriften, Blink- und Wechselbeleuchtung, 
Wechselwerbung (Light-Boards, Videowände) bzw. sich bewegende Werbeanlagen sowie 
Himmelsstrahlern, Lichtprojektionen u.ä. sind unzulässig.

(2)

Werbeanlagen oberhalb der realisierten Wandhöhen sind unzulässig.(3)

Je angefangenen 300 m² realisierter Geschossfläche sind zulässig:
- bis zu drei Werbeanlagen an Haupt- oder Nebengebäuden mit jeweils bis zu 6 m² Fläche 
  sowie
- bis zu zwei freistehende Werbeanlagen mit jeweils bis zu 3,5 m² Fläche und einer 
  maximalen Höhe von 2,0 m über geplantem Gelände.

(4)

§ 12  Artenschutz

C) Kennzeichnungen durch Planzeichen und Text 

C.1 Anbau- und Nutzungsverbotszone Staatsstraße
Anbauverbotszone Kreisstraße RO5 Rosenheimer Straße (ca. 10-15m ab Fahrbahnrand)
Die Anbauverbotszone ist von baulichen Anlagen frei zu halten.

Im Bereich der Verkehrsflächen und der privaten Baugrundstücke sind bei Beleuchtung von 
Straßen, Wegen und Stellplätzen UV-arme Leuchtmittel (z.B. LED-Leuchtkörper oder 
Natriumdampflampen) einzusetzen.

(1)

Für Beleuchtungseinrichtungen nach § 16 (1) ist der Einsatz von Kugelleuchten und 
Beleuchtungseinrichtungen mit ungerichtetem, frei strahlendem Beleuchtungsbereich  
unzulässig. Stattdessen sind Beleuchtungseinrichtungen mit einem Hauptabstrahlwinkel von 
unter 70° oder Gehäuse- bzw. Beleuchtungseinrichtungen mit engem Abstrahlwinkel (z.B. 
über doppeltasymmetrische Reflektorkörper oder Blenden) zu verwenden.

(2)



Um der Versiegelung des Bodens entgegenzuwirken, wird empfohlen, befestigte Flächen 
möglichst durchlässig, z.B mit Schotterrasen, Rasengittersteinen, o. Ä. auszuführen.

(4)

D.5 Hinweise zu technischen Anlagen
Nach der Verordnung "Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für 
die Elektrizitätsversorgung in Niederspannung (NAV)" sind die zur Versorgung notwendigen 
technischen Anlagen auf dem Grundstück zu dulden.

D.3 Hinweise zu Entwässerung und Versickerung

(2) Bei der Versickerung in das Grundwasser sind die "Technischen Regeln zum schadlosen 
Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser" (TRENGW) 
einzuhalten. Soll von den TRENGW abgewichen werden, ist ein Wasserrechtsverfahren 
durchzuführen. Das Arbeitsblatt DWA-A 138-1 "Anlagen zur Versickerung von 
Niederschlagswasser - Teil 1: Planung, Bau, Betrieb" ist zu beachten.

D.4 Hinweise zum baulichen Schutz gegen Starkregenereignisse 

(1)

D.6 Hinweise zum Artenschutz

(3)

Wo die Untergrundverhältnisse es zulassen, ist Niederschlagswasser nach den Vorgaben der 
Niederschlagswasser-Freistellungsverordnung (NWFreiV) in Verbindung mit der TRENGW über 
die belebte Bodenzone zu versickern.
Kann die Flächenversickerung oder das Anlegen von Mulden aus Platzgründen nicht 
verwirklicht werden, ist eine linienförmige Versickerung über Rigolen oder Sickerrohre 
anzustreben. Die punktuelle Versickerung von Regenwasser über einen Sickerschacht ist nur 
anzuwenden, wenn zwingende Gründe (z.B. ungünstige Untergrundverhältnisse) eine der 
vorgenannten Lösungen ausschließen. Die Sohle einer Versickerungsanlage darf im Rahmen 
der erlaubnisfreien Versickerung gemäß NWFreiV nicht tiefer als 5,0 m unter Geländeoberkante 
liegen. Alternativ ist für die Niederschlagswassereinleitung eine wasserrechtliche Erlaubnis 
beim Landratsamt Rosenheim - Wasserrecht zu beantragen.
Ist auch unter diesen Rahmenbedingungen nachweislich keine Versickerung des 
Niederschlagswassers auf den Baugrundstücken möglich, darf das Niederschlagswasser 
mittels einer Rückhalteeinrichtung gedrosselt in die öffentliche Regenwasserkanalisation 
eingeleitet werden. Der Nachweis, dass eine ordnungsgemäße Beseitigung des 
Niederschalgswassers durch Versickerung nicht möglich ist, ist vom Grundstückseigentümer zu 
erbringen.

Im Bereich des Bebauungsplanes sind besonders folgende Satzungen der Gemeinde Frasdorf 
von Belang. Sie gelten jeweils in der aktuellsten Fassung. Die angegebenen Daten verweisen 
lediglich auf die neuste Fassung bei Aufstellung des Bebauungsplans.
(1) Stellplatzsatzung der Gemeinde Frasdorf vom 01.10.2025

D.2  Hinweise zu gemeindlichen Satzungen

Es ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass kein Niederschlagswasser als wild 
abfließendes Oberflächenwasser von den Baugrundstücken auf Verkehrsflächen und 
Nachbargrundstücke gelangt. Nachteilige Veränderungen des Oberflächenabflusses für 
angrenzende Bebauungen und Grundstücke durch Baumaßnahmen sind nicht zulässig            
(§ 37 WHG). Es dürfen keine Geländeveränderungen (Auffüllungen etc.) durchgeführt werden, 
die wild abfließendes Wasser aufstauen oder schädlich umlenken können.

Im Rahmen des Klimawandels kann es verstärkt zu Starkregenereignissen und in der Folge zu 
wild abfließendem Oberflächen- bzw. Schichtwasser sowie hoch anstehenden Grundwassern  
kommen. Hinsichtlich dieser Gefahren wird die Einhaltung folgender baulicher 
Rahmenbedingungen empfohlen:

(1)

Gebäude sind an Stellen, an denen ein Anstauen von wild abfließendem Oberflächen- bzw. 
Schichtwasser zu befürchten ist, bis zu einer Höhe von 25 cm über der Oberkante des 
anstehenden Geländes bzw. des möglichen Wasserstandes wasserdicht zu errichten bzw. 
konstruktiv so zu gestalten, dass kein Wasser eindringen kann (Keller wasserdicht und 
auftriebssicher, dies gilt auch für Kelleröffnungen, Installationsdurchführungen etc.).

(2)

Die Oberkante des Fertigfußbodens des untersten Vollgeschosses sollte mind. 25 cm über dem 
umliegenden, anstehenden Gelände liegen. Bei einer bewegten Topografie sind andere 
geeignete Maßnahmen zum Schutz vor eindringendem Wasser zu ergreifen.

Öffnungen von baulichen Anlagen (z.B. Eingänge, Treppenabgänge, Einfahrten in Garagen) 
sind zum Schutz vor Überflutungen oder eindringendem Wasser durch geeignete, angepasste 
bauliche Maßnahmen (z.B. Überhöhungen) gegenüber der angrenzenden wasserführenden 
Fläche so auszuführen, dass kein Wasser eindringen kann.

(3)



Soweit im Rahmen der hier gegenständlichen Änderung nicht geänderte Regelungen getroffen 
werden, gelten die Festsetzungen des Ur-Bebauungsplans bzw. der vorangegangenen 
Änderungen unverändert weiter. Insbesondere sind für diese Festsetzungen auch die 
gesetzlichen Regelungen (BauNVO) in der zum Zeitpunkt der Aufstellung des 
Ur-Bebauungsplans bzw. der vorangegangenen Änderungen gültigen Fassung anzuwenden.

E) Hinweise durch Text zu Festsetzungen des Ur-Bebauungsplans

Nach der Verordnung "Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für 
die Elektrizitätsversorgung in Niederspannung (NAV)" sind die zur Versorgung notwendigen 
technischen Anlagen auf dem Grundstück zu dulden.

D.7 Hinweise zum Denkmalschutz
Bodendenkmäler und archäologische Bodenfunde, die bei Bauarbeiten zu Tage treten, 
unterliegen nach Art. 8 BayDSchG der gesetzlichen Meldepflicht. Sie sind dem Bayerischen 
Landesamt für Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich bekannt 
zu machen.

(1)

Aufgefundene Gegenstände und deren Fundorte sind bis zum Ablauf einer Woche nach der 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die 
Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

(2)

D.6 Hinweise zum Artenschutz
Hinsichtlich des Artenschutzes wird auf § 44 "Vorschriften für besonders geschützte und 
bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten" des Gesetzes über Naturschutz und 
Landschaftspflege (BNatSchG) hingewiesen. Demnach ist es unter anderem verboten, 
geschützte Arten zu stören, zu verletzen, zu töten, zu beschädigen oder zu zerstören. Den 
Regelungen dieses Gesetzes ist Rechnung zu tragen.
Im Rahmen der Bauausführung ist sicherzustellen, dass durch die Bauvorhaben weder durch 
deren Errichtung noch durch deren späteren Bestand den Regelungen des § 44 BNatSchG 
zuwidergehandelt wird.
Dies ist insbesondere bei Rodungs-, Abriss- sowie Umbauarbeiten zu beachten.

Rodungsarbeiten (Bäume und Gehölze) sind nur außerhalb der im § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG 
festgelegten Brut-, Nist-, Lege- und Aufzuchtzeiten der Brutvögel (Brutzeit 01.03. bis 30.09.) 
zulässig. Rodungsarbeiten sind somit nur im Zeitraum zwischen dem 01.10. und dem 28./29. 
Februar eines jeden Jahres zulässig. 

(1)

(2)

D.9 Hinweis zur Überschreitung von Baugrenzen
Eine Überschreitung der Baugrenzen nach § 5 kann in geringfügigem Maß nach § 23 Abs. 3 
BauNVO zugelassen werden. Gebäudeteile sind in der Regel als untergeordnet zu betrachten, 
wenn sie die Vorgaben des Art. 6 Abs. 6 Nr. 2 BayBO einhalten. Dies ist im Rahmen des 
Bauvollzuges anhand der konkreten Planung zu bewerten.

D.8  Hinweise zum Schutz des Bodens
Bodenarbeiten, insbesondere der Schutz des Oberbodens, sind nach DIN 18915 
durchzuführen. Bei allen Baumaßnahmen ist der Oberboden so zu schützen und zu pflegen, 
dass er zu jeder Zeit verwendungsfähig ist. Oberbodenmieten sind flächig mit einer Decksaat zu 
versehen.

(3) Bzgl. Beleuchtungseinrichtungen und möglicher Restriktionen wird auf Art. 11a BayNatSchG 
hingewiesen.

D.10 Hinweis zu Datengrundlagen
Digitale Flurkarte (DFK), Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Rosenheim 
(ADBV), Stand: Juni 2026; Koordinatensystem: ETRS89 / UTM Zone 32N. Die Lagegenauigkeit 
entspricht den amtlichen Vermessungsdaten. Die Flurstücksgrenzen sind aus der DFK 
übernommen und dienen der Orientierung. Rechtsverbindlich sind die Unterlagen des ADBV.

Digitales Geländemodell 5m (DGM5), Landesamt für Digitalisierung, Breitband und 
Vermessung (LDBV), München; Koordinatensystem: UTM 32; Höhenbezug: DHHN2016. Die 
Darstellungen der Höhenlinien dienen der Orientierung. Rechtsverbindlich sind die 
Datengrundlagen des LDBV.

(1)

(2)



1. Der Gemeinderat Frasdorf hat in der Sitzung vom ...................... die Aufstellung der Änderung des 
Bebauungsplans "Gewerbegebiet Frasdorf-Daxa" im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss, die Durchführung des beschleunigten Verfahrens nach § 13a 
BauGB sowie die Unterrichtung der Öffentlichkeit gem. § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB wurde am ...................... 
ortsüblich bekannt gemacht. Die Öffentlichkeit hatte bis einschließlich ...................... die Möglichkeit, sich 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung zu unterrichten 
und sich entsprechend zu äußern.

2. Der Entwurf der Änderung des Bebauungsplans mit Begründung in der Fassung vom .................... wurde 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .................... bis .................... im Internet veröffentlicht. Zusätzlich 
zur Veröffentlichung im Internet wurden die Unterlagen in der Gemeindeverwaltung (Anschrift: 
...................................................; Zimmer ..........) zu den allgemein üblichen Dienststunden öffentlich 
ausgelegt. Die Unterlagen wurden zudem über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich gemacht. 

3. Zu dem Entwurf der Änderung des Bebauungsplans mit Begründung in der Fassung vom ..................... 
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben 
vom ..................... bis einschließlich ..................... beteiligt. 

4. Die Gemeinde Frasdorf hat mit Beschluss des Gemeinderates vom .................... die Änderung des  
Bebauungsplans "Gewerbegebiet Frasdorf-Daxa"´in der Fassung vom .................... gem. § 10 Abs. 1 BauGB 
als Satzung beschlossen.

Frasdorf, den ........................

Siegel
.........................................................
Daniel Mair, Erster Bürgermeister

5. Ausgefertigt 

Frasdorf, den ........................

Siegel
.........................................................
Daniel Mair, Erster Bürgermeister

6. Der Satzungsbeschluss zu der Änderung des Bebauungsplans "Gewerbegebiet Frasdorf-Daxa" wurde am 
..................... gem. § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan 
................... mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde 
.................... zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft erteilt. 
Die Änderung des Bebauungsplans .................... ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen der § 44 
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der 
Bekanntmachung hingewiesen.

Frasdorf, den ........................

Siegel
.........................................................
Daniel Mair, Erster Bürgermeister

F) Verfahrensvermerke
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